Stand: 11/2022
	§ 23 AktO und Liste 13 aktuell (Fassung NRW)
	AktO 2023

	§ 23 Öffentliche Register
	§ 33 Öffentliche Register

	(1) 1Die zu den öffentlichen Registern eingereichten Urkunden und sonstigen Anträge auf Eintragung sind nach Maßgabe der Liste 13 zu erfassen.
	Statistik, soweit nicht § 33

	2Anträge auf Eintragung in ein öffentliches Register, die sich nicht auf eine bereits vorhandene Eintragung beziehen, werden zunächst im Allgemeinen Register unter dem Aktenzeichen AR fasst.
	§ 33 (1) 1Neuanmeldungen zu einem öffentlichen Register sind zunächst nach § 11 zu registrieren. 2Dies gilt auch für unternehmensrechtliche sowie Zwangs- und Ordnungsgeldverfahren nach §§ 375, 388 bis 391, 392 FamFG, wenn keine Neuanmeldung vorliegt und kein Registerblatt angelegt ist.
§ 11 (1) Unter dem Registerzeichen „AR“ sind insbesondere zu registrieren: 
1.	Eingänge, bei denen zweifelhaft ist, ob sie zu bereits bestehenden oder noch anzulegenden Akten zu nehmen oder unter welchem Registerzeichen sie zu registrieren sind, …

	
	§ 33 (6) 1Sammelakten sind anzulegen für nicht zu registrierende
1.	Anträge auf Erteilung von Registerabschriften, -auszügen, -ausdrucken, 
2.	Anträge auf Erteilung von Negativattesten nach § 386 FamFG und Positivattesten, zum Beispiel nach § 69 BGB,
3.	Satzungen von Prüfungsverbänden und weitere Unterlagen nach § 63d GenG.
2Die Sammelakten mit den Anträgen nach Satz 1 Nummer 1 und 2 werden in Jahresheften geführt und drei Monate nach Ablauf des Kalenderjahres weggelegt.

	3Die Erfassung im AR-Register kann unterbleiben, wenn die Sachbearbeiterin bzw. der Sachbearbeiter bei der ersten Vorlage dem Antrag entspricht.
	§ 33 (1) 1Neuanmeldungen zu einem öffentlichen Register sind zunächst nach § 11 zu registrieren.

	4Auch sonst sind Schriften über Angelegenheiten, für die besondere Registerakten noch nicht angelegt sind, unter dem Aktenzeichen AR zu erfassen; das gilt insbesondere für das Zwangsgeldverfahren, durch das eine neue Registereintragung herbeigeführt werden soll, sowie für Ordnungsgeldverfahren bei unbefugtem Firmen- oder Namensgebrauch.
	§ 33 (1) 1Neuanmeldungen zu einem öffentlichen Register sind zunächst nach § 11 zu registrieren. 2Dies gilt auch für unternehmensrechtliche sowie Zwangs- und Ordnungsgeldverfahren nach §§ 375, 388 bis 391, 392 FamFG, wenn keine Neuanmeldung vorliegt und kein Registerblatt angelegt ist.

	5Erfolgt die Eintragung, sind die Vorgänge zu den Registerakten zu nehmen.
	§ 33 (2) 1Erfolgt die Eintragung, ist zu dem neuen Registerblatt eine Registerakte zu bilden. 2Zu dieser sind alle zum Registerblatt eingereichten Dokumente und sonstigen Unterlagen zu nehmen. 3Das Aktenzeichen wird gebildet aus der abgekürzten Bezeichnung des öffentlichen Registers nach Anlage 1 und der Registerblattnummer. 4Entsprechend ist bei jedem neu angelegten Registerblatt zu verfahren. 5Zur neuen Registerakte sind auch Dokumente und sonstige Unterlagen eines gegebenenfalls geschlossenen Registerblatts zu nehmen.
§ 33 (4) 1Anmeldungen und sonstige verfahrenseinleitende Dokumente erhalten eine Vorgangsnummer, die fortlaufend zu vergeben ist. 2Mehrere Anmeldungen und sonstige verfahrenseinleitende Dokumente können unter einer Vorgangsnummer bearbeitet werden.

	(2) 1Zu den öffentlichen Registern sind alphabetische Verzeichnisse in geeigneter Weise zu führen.
	§ 33 (5) 2Wird das Register nach Satz 1 nicht elektronisch geführt, ist die Zuordnung jeder Angabe nach Satz 1 Nummer 6 zur Registerblattnummer über ein alphabetisch geordnetes Verzeichnis (Namenverzeichnis) zu gewährleisten.

	2In das Verzeichnis sind Name, Partnerschaft oder Firma, die jeweilige Registerbezeichnung sowie die Registernummer als Mindestinhalt aufzunehmen.
	

	3Die Verzeichnisse können in elektronischer oder manueller Form verwaltet werden.
	

	4Elektronisch geführte Dateien müssen jederzeit sicht- und lesbar gemacht werden können.
	

	(3) 1Für die öffentlichen Register ist das Verzeichnis gemeinschaftlich anzulegen.
	entbehrlich

	2Erfordern es die örtlichen Verhältnisse, kann auf Anordnung der Behördenleitung für die einzelnen Register und einzelnen Abteilungen der öffentlichen Register je ein gesondertes Verzeichnis geführt werden.
	

	3Nach der Löschung der gesamten Eintragungen einer Registernummer oder bei Löschung einzelner von mehreren Eintragungen einer Registernummer ist dies im Namen- und Firmenverzeichnis durch Rötung oder auf eine andere eindeutige Weise kenntlich zu machen.
	

	4Bei einer Übertragung aus einer Abteilung des Handelsregisters in die andere oder bei Übertragung in ein anderes Register ist auf den Übergang hinzuweisen, wenn die Namen- und Firmenverzeichnisse gesondert geführt werden.
	

	(4) 1Für das Güterrechtsregister ist das Namensverzeichnis einheitlich für den jeweiligen Registerbezirk nach den Ehenamen oder Lebenspartnerschaftsnamen zu führen.
	§ 33 (5) 2Wird das Register nach Satz 1 nicht elektronisch geführt, ist die Zuordnung jeder Angabe nach Satz 1 Nummer 6 zur Registerblattnummer über ein alphabetisch geordnetes Verzeichnis (Namenverzeichnis) zu gewährleisten.

	2Führen Ehegatten oder Lebenspartner keinen Ehenamen oder Lebenspartnerschaftsnamen, sind Einträge unter den von jedem Ehegatten oder Lebenspartner zur Zeit der Eintragung geführten Namen aufzunehmen.
	

	3In allen Fällen sind zusätzlich die Vornamen und Geburtsnamen der Ehegatten oder Lebenspartner sowie die Registernummer anzugeben.
	

	4Der Führung des Namensverzeichnisses bedarf es nicht, wenn das Register alphabetisch geordnet in Lose-Blatt-Form geführt wird.
	

	5In den Fällen des Satzes 2 ist dann für jeden Ehegatten oder Lebenspartner ein besonderes Blatt einzustellen.
	

	(5) 1In die Namensverzeichnisse zum Schiffsregister und zum Schiffsbauregister sind die Namen der Eigentümer, Miteigner und Korrespondentreeder aufzunehmen; die Verzeichnisse zum Schiffsregister und Schiffsbauregister können gemeinschaftlich geführt werden.
	§ 33 (5) 2Wird das Register nach Satz 1 nicht elektronisch geführt, ist die Zuordnung jeder Angabe nach Satz 1 Nummer 6 zur Registerblattnummer über ein alphabetisch geordnetes Verzeichnis (Namenverzeichnis) zu gewährleisten.

	2Daneben ist ein Verzeichnis der Namen der eingetragenen Schiffe zu führen; bei Schiffen gleichen Namens ist der Name des Eigentümers beizufügen.
	entbehrlich
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	Liste 13 (§ 23 Abs. 1 Satz 1)
	

	Angelegenheiten der öffentlichen Register
	

	Zu erfassen sind:
	§ 33 (5) 1Im Register sind folgende Angaben zu vermerken:

	
	1.	Registerart,

	1. a)	Laufende Nummer
b)	Geschäftsnummer
	2.	Registerblattnummer,

	
	3.	Vorgangsnummer,

	2.	Anzahl der eingereichten ersten Urkunden bzw. der behördlichen oder gerichtlichen Ersuchen, die eine oder mehrere zur Eintragung erforderliche Erklärungen enthalten, zu
a)	dem Handelsregister A
b)	dem Handelsregister B
darunter:
Zuständigkeit nach § 17 Nr. 1 und 2 Buchst. b RPflG (auch im Falle der Übertragung nach § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 RPflG)
c)	dem Vereinsregister
d)	den sonstigen Registern darunter
aa)	zum Schiffs- und Schiffsbauregister
bb)	zum Genossenschafts- und Partnerschaftsregister
cc)	zum Güterrechtsregister
dd)	zum Register für Pfandrechte an Luftfahrzeugen
	Statistik

	
	4.	Datum des Eingangs,

	
	5.	Name oder Bezeichnung
a)	Handels- und Genossenschaftsregister: Firma,
b)	Partnerschafts- und Vereinsregister: Name,
c)	Güterrechtsregister: Namen und Geburtsnamen der Ehegatten oder Lebenspartner bei Eintragung,
d)	Schiffs- und Schiffsbauregister: Name oder Bezeichnung des Schiffs und der Eigentümer, 
e)	Register für Pfandrechte an Luftfahrzeugen: Angaben nach § 80 Absatz 1 des Gesetzes über Rechte an Luftfahrzeugen,

	
	6.	Datum der Erledigung,

	
	7.	Jahr der Anordnung des Weglegens und des Ablaufs der Aufbewahrungsfrist,

	3.	Bemerkungen
	8.	Bemerkungen, zum Beispiel Herkunft oder Verbleib.

	
	2Wird das Register nach Satz 1 nicht elektronisch geführt, ist die Zuordnung jeder Angabe nach Satz 1 Nummer 6 zur Registerblattnummer über ein alphabetisch geordnetes Verzeichnis (Namenverzeichnis) zu gewährleisten.

	Erläuterungen:
	

	(1) 1Zu erfassen ist jede Urkunde, die eine Anmeldung zur Eintragung in eines der unter Nr. 2 aufgeführten Register enthält (erste Urkunde).
	Statistik

	2Alle weiteren, zum Vollzug dieser Eintragung erforderlichen Urkunden (Gesellschafterverträge, Beschlüsse, Bilanzen etc., Genehmigungen, Nachweise von Vollmacht und Verfügungsbefugnis [Erbscheine, Testamente, Registerauszüge], Mitteilungen der Gewerbeämter und Berufskammern sowie sonstige Anregungen) sind nicht als erste Urkunden zu erfassen.
	Statistik

	3Sind mehrere zur Eintragung erforderliche Erklärungen in einer Urkunde enthalten, wird diese nur einmal erfasst.
	Statistik

	4Eine aufgrund einer Zwischenverfügung geänderte oder inhaltlich ergänzte Urkunde ist nicht erneut zu erfassen.
	Statistik

	5Wird eine Urkunde nur teilweise vollzogen, so ist die Urkunde bei der Vollziehung eines weiteren Teils nicht erneut zu erfassen.
	Statistik

	(2) 1Gerichtliche oder behördliche Ersuchen, Mitteilungen und Anzeigen, die unmittelbar zu einer Eintragung führen (z. B. Mitteilungen nach §§ 23, 31 InsO, soweit die Eintragung nicht nach. § 29 Abs. 1 HRV durch den Urkundsbeamten der Geschäftsstelle vorgenommen wird), sind wie erste Urkunden zu erfassen.
	Statistik

	2Im Übrigen gilt die Erläuterung Nr. 1 entsprechend.
	Statistik

	(3) 1Wird ein einheitlicher Rechtsvorgang in getrennten Urkunden angemeldet (z. B. von mehreren vertretungsberechtigten Personen), ist nur eine Urkunde zu zählen.  
	Statistik

	2Ein einheitlicher Eintragungsvorgang liegt vor, wenn eine Urkunde nicht losgelöst von weiteren Urkunden im Register vollzogen werden kann.
	Statistik

	(4) 1Enthält eine Urkunde Erklärungen, die mehrere Registerblätter betreffen, wird die Urkunde bei jedem Registerblatt erfasst.
	Statistik

	2In Fällen nach dem Umwandlungsgesetz wird die Urkunde somit für jeden übertragenden und übernehmenden Rechtsträger gezählt.
	Statistik

	3Dies gilt auch dann, wenn dies innerhalb eines Registergerichts erfolgt.
	Statistik

	(5) 1Schlusseintragungen in Verfahren nach dem Umwandlungsgesetz bzw. bei Sitzverlegungen bilden mit dem ursprünglichen Eintragungsvorgang einen einheitlichen Vorgang.
	Statistik

	2Die Eintragungsnachricht nach dem Umwandlungsgesetz bzw. bei Sitzverlegungen des neuen Sitzgerichtes stellt keine „erste Urkunde“ dar.
	Statistik

	(6) Nicht zu erfassen sind:
a) Vorlagen von Gesellschafterlisten,
b) Jahresabschlussverfahren,
c) Vorlagen von Listen der Aufsichtsratsmitglieder/Anzeige des Aufsichtsratsvorsitzenden,
d) Anträge auf Bestellung von Notgeschäftsführern und -liquidatoren,
e) Anträge auf Nachtragsliquidation,
f) Amtslöschungsverfahren (z. B. nach § 31 Abs. 2 HGB, §§ 393, 394 FamFG sowohl Löschungsankündigungen als auch Löschungen von Amts wegen),
g) Zwangs- und Ordnungsgeldverfahren,
h) einleitende Verfügungen im Rahmen eines Amtsverfahrens nach § 17 Nr. 1 e, f RPflG.
	Statistik

	
	

	Anlage zu Liste 13 ….
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